Wien, Donnerstag, den 20. Jänner 1898. 


XXXI. Jahrgang. Nr. 3. 


Oeſterreichiſche 


eit 


chrift a- Verwaltung. 


Herausgegeben von Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


ai 


jeden Donnerstag. — Redaction u. Adminiſtration: Manz'ſche k. u. k. Hof-Verlags- u. Univerſitäts-Buchhandlung, Wien, I., Kohlmarkt 20. 


Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 5 fl., halbjährig 2 fl. 50 kr., 
vierteljährig 1 fl. 25 kr. Für das Ausland jährlich 10 Mark. N 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchſorm bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und 
beträgt das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 10 fl. — 20 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtauweiſung 
erbitten, erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchriſt mit oder ohne die Erkenutniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 2 


Zuſerate werden billtaſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorhergehender Vereinbarung. — Reclamationon, wenn unverſſegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
N Nummer Berückſichtigung finden. 


Inhalt: 


Die Gewerbenovelle vom 23. Februar 1897. Von Dr. Richard 


Haſenöhrl. (Schluß.) 
Mittheilungen aus der Praxis. 

Zur Entſcheidung über den Erſatz eines von einer Krankenhausverwaltung aus 
Anlaß der Verpflegung eines Gemeindeangehörigen gemachten, nicht ſchon 
aus der Verpflegstaxe zu deckenden Aufwandes find die politiſchen De: 
hörden nicht competent. 

Der Schutzbereich des 8 89 St. G. umfaßt auch die im ſtaatlichen Betriebe 
ſtehenden Telephonanſtalten. 

Notizen. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Die Gemerbenovelle vom 23. Februar 1897. 
Von Dr. Richard Haſenöhrl. 
Schluß. 
Die gewerblichen Genoſſenſchaften, denen die übrigen Beſtimmungen 


der Novelle gewidmet ſind, haben, wie ſchon oben geſagt wurde, den in 


dieſelben geſetzten Erwartungen nicht ganz entſprochen. Sie leiden vor 
Allem an einem Organiſationsfehler, welcher aber eine Conſequenz des 
allgemeinen Zwangscharakters dieſer Inſtitution bildet. Da die Genoſſen⸗ 
ſchaften ſänumtliche Gewerbetreibenden umfaſſen müſſen, konnte nicht 
allein der Geſichtspunkt der Vereinigung der Gewerbetreibenden zu fach— 
lichen Verbänden, ſondern mußte mindeſtens ergänzend auch das Territorial⸗ 
princip als Ausgangspunkt für die Genoſſenſchaftsbildung dienen. So 
ſehen wir denn, daß ſich unter den 5317 im Jahre 1895 beſtehenden 
Geuoſſenſchaften blos 552 reine Fachgenoſſenſchaften und 440 Genoſſen⸗ 
ſchaften für verwandte Gewerbe neben 2493 Genoſſenſchaften für mehrere 
nicht verwandte Gewerbe und 1832 Collectivgenoſſenſchaften befanden. 
Wenn ſchon durch diefe Organiſation, welche in der Mehrzahl der Cor— 
porationen heterogene Gewerbe mit vielfach entgegengeſetzten Intereſſen 
zuſammenfaßte, die gedeihliche Thätigkeit der Genoſſenſchaften im All⸗ 
gemeinen beeinträchtigt wurde, fo mußte dieſer Intereſſengegenſatz bei 
der Errichtung genoſſenſchaftlicher Anſtalten zur wirthſchaftlichen Förderung 
der Mitglieder in beſonderem Grade hemmend wirken. Solche Anftalten 
waren denn auch bis 1895 nur 32 in's Leben getreten. Dieſe gering- 
fügige Entfaltung der Genoſſenſchaften auf wirthſchaftlichem Gebiete iſt 
allerdings auch dadurch zu erklären, daß die bisherigen geſetzlichen 
Beſtimmungen und ihre Handhabung die Gründung derartiger Anſtalten 
keineswegs begünſtigten. Denn die Beſtimmung des § 115, Abſ. 2, 
wonach kein Mitglied der Genoſſenſchaft zur Theilnahme an den genoſſen⸗ 


ſchaftlichen Inſtitutionen und Anlagen wider feinen Willen herangezogen 


werden kann, wurde in der Praxis ganz allgemein in dem Sinne auf⸗ 
gefaßt und gehandhabt, daß die Errichtung ſolcher Inſtitutionen auf 
Koſten der Genoſſenſchaft nur im Falle eines einſtimmig gefaßten Be⸗ 
ſchluſſes ſtattfinden konnte, eine Vorausſetzung, die begreiflicher Weiſe 


\ 


iu den ſeltenſten Fällen zutraf, da Sich fait immer wenigſtens ein 


opponirendes Mitglied in der Genoſſenſchaft fand, welches einen alle 


Mitglieder bindenden Beſchluß zu vereiteln in der Lage war. Da ferner 
die Errichtung ſolcher wirthſchaftlicher Inſtitutionen nicht unter den 
eigentlichen Zwecken der Genoſſenſchaſt aufgeführt wurde, konnte im 
Hinblicke auf die Beſtimmung des § 119 b, Punkt 1 auch das Vermögen 
der Genoſſenſchaft für derartige Zwecke nicht nutzbar gemacht werden. 
Dasſelbe gilt von den nicht minder wünſchenswerthen humanitären Ein⸗ 
richtungen der Meiſter-Kranken- und Unterſtützungscaſſen. Da dieſen 
Anſtalten, welche entweder als Verſicherungsvereine oder als regiſtrirte 
Hilfscaſſen in's Leben treten konnten, erfahrungsgemäß die jüngeren und 
capitalskräftigeren Gewerbetreibenden nur zum geringeren Theile, meiſt 
aber blos die älteren, beziehungsweiſe die bedürftigeren Meiſter beitraten, 
mußten die Beiträge zu denfelben verhältnißmäßig hoch gehalten werden 
und konnten ſie in der Regel nicht beſonders proſperiren. Die Novelle 


ſtellte es ſich daher mit Recht zur Aufgabe, dieſe wirthſchaftliche und 


humanitäre Bethätigung der Genoſſenſchaften zu fördern und zu erleichtern. 
Es wurde zwar daran feſtgehalten, daß die von der Genoſſenſchaft in's 
Leben gerufenen Inſtitutionen ſelbſtändige Vermögensſubjecte ſein müſſen, 
weil man es für bedenklich erachtete, das mit ſolchen Unternehmungen 
naturgemäß verbundene Riſico zur Gänze der Genoſſenſchaft, beziehungs- 
weiſe allen ihren Mitgliedern, von denen ein größerer oder geringerer 
Theil an den betreffenden Inſtitutionen häufig kein unmittelbares In⸗ 
tereſſe haben dürfte, aufzuladen, und es vielmehr billig erſchien, daß 
ſolche Geſchäftsunternehmungen, an denen doch niemals alle Mitglieder 
theilnehmen können oder wollen, nicht nur aus den Mitteln der Ge⸗ 
noſſenſchaft, ſondern auch durch die Geſchäftsantheile der betheiligten 
Mitglieder begründet werden. Im § 115 a wird daher als geſetzliche 
Baſis für die wirthſchaftlichen Unternehmungen das Geſetz über Erwerbs- 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, für die Meiſterunterſtützungs- und 
Meiſterkrankencaſſen aber das Geſetz betreffend die regiſtrirten Hilfscaſſen 
bezeichnet. Während hienach in Bezug auf die rechtliche Begründung dieſer 
Inſtitutionen der ſchon früher maßgebende Standpunkt der ſelbſtändigen 
Individualität dieſer Einrichtungen nicht aufgegeben und nur klarer unter 
Bezeichnung der geſetzlichen Baſis zum Ausdruck gebracht worden iſt, ge⸗ 
währt die Novelle gegenüber dem bisherigen Geſetze und feiner Hand- 
habung der Genoſſenſchaft die Möglichkeit, die erwähnten Inſtitutionen 
in ausgiebigerer Weiſe zu unterſtützen. Die Genoſſenſchaft kann nämlich 
die in Rede ſtehenden wirthſchaftlichen und humanitären Anſtalten nicht 
nur als Unternehmungen unter ihrer Firma in's Leben rufen, ſie kann 
auch die Geſchäftstheilnahme an ſolchen Unternehmungen, alſo den Bei⸗ 
tritt als Mitglied der betreffenden Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſen— 
ſchaft oder die Beſtimmung eines Theiles des Vermögens oder der Jahres⸗ 
einkünſte als Geſchäftsantheil des Unternehmens, ferner die materielle 
Förderung derartiger Inſtitutionen aus den Mitteln der Genoſſenſchaft, 
alſo die Zuwendung eines einmaligen Gründungsbeitrages oder jährlicher 
Subventionen beſchließen, was nach der bisherigen Praxis nicht möglich 
war. Gegenüber dieſer Berechtigung der Genoſſenſchaften, welche zu einer 
ſtarken Juanſpruchnahme des Genofſenſchaftsvermögens und unter Um⸗ 
ſtänden zu einer Belaſtung der Genoſſenſchaftsmitglieder mit genoffen- 


ſchaftlichen Umlagen führen kann, eriwiefen ſich allerdings gewiſſe Cautelen 
als nothwendig, welche das Geſetz einerſeits in der Forderung einer 
qualificirten Majorität und anderer Modalitäten der Beſchlußfaſſung, 


andererſeits in der behördlichen Genehmigung des Genoſſenſchaftsbeſchluſſes 


erblickte. Die Meiſterunterſtützungs- und Meiſterkrankencaſſen aber können 


ſogar, um ihre Exiſtenzfähigkeit zu ſichern, durch Genoſſenſchaftsbeſchluß 


unter den gleichen Modalitäten) zu einer Zwangscaſſe für Genoſſen— 
ſchaftsmitglieder erklärt werden, wogegen die wirthſchaftlichen oder Ge— 
ſchäftsunternehmungen nach dem letzten Abſatz des § 115 a den obliga— 
toriſchen Charakter nur ausnahmsweiſe dann beſitzen werden, wenn derlei 
Anlagen — und hiebei dürfte hauptſächlich au Schlachthäuſer zu denken 
ſein — aus öffentlichen Rückſichten von der Genoſſenſchaft errichtet oder 
behördlich angeordnet werden. 

Gegenüber dieſen für die praktiſche Bethätigung der Genoſſen— 
ſchaften bedeutungsvollen Beſtimmungen können wir uns bezüglich des 
übrigen Inhaltes der Novelle kurz faſſen. Es ſei nur darauf hiugewieſen, 


daß im S 106 einerſeits das Verhältniß der Gewerbepächter zur Ge- | 


noſſenſchaft geregelt, audererſeits die Genoſſenſchaftsangehörigkeit der zu 
untergeordneten Hilfsdienſten im Gewerbe verwendeten Arbeiter klargeſtellt 
iſt und für dieſe Perſonen eventuell abgeſonderte genoſſenſchaftliche Inſtitu 
tionen in Ausſicht genommen ſind; daß die genoſſenſchaftliche Incorpo— 
rationsgebühr noch vor Antritt des Gewerbes zu erlegen iſt (S. 107, 
Abſ. 2); daß die Höhe dieſer Gebühr, ſowie die Lehrlingsgebühren von 
amtswegen zu revidiren und bei unverhältnißmäßig hoher Bemeſſung 
durch die Genoffenfchaft auf das entiprechende Maß herabzuſetzen iſt, daß 


die erwähnten Gebühren zu den laufenden Ausgaben der Genoſſenſchaft | 


nur in einem beſtimmten Procentſatze verwendet werden dürfen ($ 115 
und daß der Genoſſenſchaftsvorſteher, ſowie der Obmann des Gehilfen⸗ 
ausſchuſſes nicht mehr der Beſtätigung der Gewerbebehörde bedarf 
(SS 119 d und 120). Das unausgeſetzte Beſtreben der Genoſſenſchaften, 


auf die Gewerbeverleihung einen Einfluß zu gewinnen, fand nur inſo⸗ 


ferne eine theilweiſe Erfüllung, als die Genoſſenſchaften für verpflichtet 


erklärt wurden, an die Gewerbebehörde ihr Gutachten abzugeben, wenn 


dieſe Behörde vor Ausfertigung des Gewerbeſcheines (oder Conceſſions— 
decretes) für ein an den Befähigungsnachweis gebundenes Gewerbe über 
die zweifelhafte Stichhältigkeit des beigebrachten Nachweiſes ein ſolches 


Gutachten verlangt (§. 114, Abſ. 4). Da eine derartige Einvernehmung 


der Genoſſenſchaften auch bisher ſchon vielfach thatſächlich ſtattfand und 
ſich in zweifelhaften Fällen als zweckmäßig darſtellt, konnte den Gewerbe⸗ 
behörden mittelſt des erwähnten Handelsminiſterialerlaſſes die regelmäßige 
Einholung der in Rede ſtehenden Gutachten, für deren Erſtattung je— 
doch eine kurze Friſt zu ſetzen fein wird, einpfohlen werden. Ein Zu— 
geſtändniß an die geuoſſenſchaſtlichen Kreiſe in der gleichen Richtung 
liegt endlich in dem letzten Abſatze des §. 114, wonach der Ausſchuß des 
Genoſſeuſchaftsverbandes, wenn der letztere aus allen Genoſſenſchaſten 
eines politiſchen Bezirkes beſteht, einen gewerblichen Beirath der politiſchen 
Bezirksbehörde bildet. Da die Competenz dieſes Beirathes durch die Ver— 
ordnung vom 20. März 1897 ziemlich knapp bemeſſen worden iſt und 
die Geuoſſenſchaftsverbände, welche ſich eiuerſeits auf einen politiſchen 
Bezirk beſchräuken, andererſeits aber alle Genoſſenſchaften des Bezirkes 
umfaſſen, wenigſtens bisher nicht häufig vorkommen, iſt dieſer Beſtim⸗ 
mung derzeit noch keine beſondere praktiſche Wichtigkeit beizumeſſen. 
Als allgemeiner Geſichtspunkt bezüglich der Orgauiſirung der Ge— 
noſſenſchaften iſt ſchließlich den Gewerbebehörden mit dem mehrerwähnten 


Durchführungserlaſſe empfohlen worden, die thunlichſte Berückſichtigung 
des Grundſatzes der Vereinigung von gleichen oder verwandten Gewerben | 
zu Fachgenoſſenſchaften, wenn diefelben auch unter Umſtänden ein weiteres | 


Territorium, wie etwa das Gebiet eines politischen Bezirkes, umfaſſen 
ſollten, im Auge zu behalten und dieſem Grundſatze bei ſich ergebenden 
Aenderungen in der Organiſation bereits beſtehender Genoſſenſchaften 
nach Möglichkeit Rechnung zu tragen. 

Um kurz zu reſumiren, hat die Novelle vom 23. Februar 1897 
zwar an den Grundlagen der Gewerbeordnung nichts geändert, dagegen 
über die Lehrlingserziehung und über die Gewerbegeuoſſenſchaften eine 
Reihe von Beſtimmungen getroffen, welche, wenn ſie von den Gewerbe⸗ 
behörden und namentlich von den Genoſſenſchaften ſelbſt richtig erfaßt 
und thatkräftig gehandhabt werden, zur Hebung der Ausbildung des ge- 
werblichen Nachwuchſes und zur Förderung der wahren Intereſſen des 
Kleingewerbes beitragen können. 
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Alittheilungen aus der Praris. 


Zur Entſcheidung über den Erſatz eines von einer Krautenhaus⸗ 

verwaltung aus Anlaß der Verpflegung eines Gemeindeangehörigen 

gemachten, nicht ſchon aus der Verpflegstaxe zu deckenden Aufwan⸗ 
des ſind die politiſchen Behörden nicht competent. 


Der in der Gemeinde Hl. D. heimatsberechtigte, mittelloſe Martin 
H. hatte ſich im Jahre 1894 im öffentlichen Krankenhauſe in M. wegen 
eines Krebsleidens einer Operation unterzogen und wurde ihm bei 
feiner Entlaſſung aus dem Spitale von der Krankeuhausverwaltung ein 
Bruchband im Werthe von 2 fl. 20 kr. ausgefolgt. 

Da die Gemeinde Hl. D., welche von der Krankenhausverwaltung 
um die Begleichung der Koften des Bruchbandes erſucht worden war, 
die Zahlung verweigerte, ſchritt letztere unterm 7. März 1895, Z. 1100, 
bei der Bezirkshauptmannſchaft in P. um zwangsweiſe Einbringung des 
obbezifferten Betrages ein. 

Auf die ſeitens der Bezirkshauptmannſchaft an die Gemeinde er— 
gangene Zahlungsaufſorderung entgegnete dieſe zunächſt unterm 4. April 


1895, Z. 75, daß Martin H. zwei zahlungsfähige Töchter, und zwar 


Marie P. in G. und Anna G. in N. habe. 

Nachdem die Bezirkshauptmannſchaſt der Spitalsberwaltung den 
gemeindeämtlichen Bericht mitgetheilt hatte, beharrte dieſe bei ihrem 
Begehren mit dem Bemerken, daß die Gemeinde im „Auskunftsbogen“ 
zahlungsfähige Verwandte des Martin H. nicht angeführt habe, und es 
überhaupt zweifelhaft ſei, ob die Töchter des H., welche von dieſem nie 
etwas erhalten haben, zur Zahlung verhalten werden könnten. 

Die Gemeinde verblieb indeſſen bei ihrer ablehnenden Haltung, 
worauf die Bezirkshauptmannſchaft P. mit der Entſcheidung vom 4. De⸗ 
cember 1895, Z. 29.503, unter Berufung auf das Hofkanzleidecret vom 


| 3. September 1831, Z. 18.000, ausſprach, daß die genannte Gemeinde 


nicht ſchuldig ſei, den im Reſte ſtehenden Betrag der Krankenhaus ver— 
waltung zu erſetzen. 

In der Begründung heißt es: Gemäß § 24 des Geſetzes vom 
3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, beſchränke ſich die der Gemeinde 


obliegende Armenverſorgung auf die Verabreichung des nothwendigen 


Unterhaltes uud die Verpflegung im Falle der Erkrankung. Nun ge— 
höre aber die Verabreichung von chirurgiſchen Apparaten, Bandagen ꝛc. 
zweifellos weder zum Unterhalte, noch zur Verpflegung, und es könne 
daher die Zahlungspflicht der Heimatgemeinde aus dieſer Geſetzesſtelle 
nicht abgeleitet werden. Andererſeits ſei im Statute für öffentliche 
Krankenhäuſer mit Ausnahme von G.) — Kundmachung des ſt. Landes⸗ 
ausſchuſſes vom 5. November 1883, L. G. Bl. Nr. 21 — keine Beſtimmung 


enthalten, durch welche die Zuſtändigkeitsgemeinde zur Tragung der 


Koſten ſür an Kranken verabreichte Inſtrumente verpflichtet werden könnte, 
wie dies z. B. im § 30 des Statutes des allgemeinen Krankenhauſes 
in G. der Fall ſei. Es habe daher die Krankenhausverwaltung in M. 
„auf Grund der angeführten Geſetzesſtellen“ mit ihrem Anſpruche ab— 
gewieſen werden müſſen. 

In dem dagegen eingebrachten Recurſe wendete die Krankeuhaus— 
verwaltung ein, daß unter der im § 24 des Heimatsgeſetzes ex 1863 
erwähnten Verpflegung im Falle der Erkrankung nicht nur die Anwendung 
von Medicamenten, ſondern auch die Verabreichung von zur Behebung 
eines abnormalen körperlichen Zuſtandes nothwendigen therapeutiſchen 
Mitteln, zu denen Bruchbänder gehören, zu verſtehen ſei. Hiebei produ⸗ 
eirte die Verwaltung den auf die Verabfolgung des Bruchbandes bezüg— 
lichen ſpitalsärztlichen Beſtellzettel vom 14. December 1894 und ein 
Gutachten des Spitalsarztes vom 10. December 1895, laut deſſen die 
Ausfolgung des Bruchbandes an den mit einem ſtarken Leiſtenbruche be⸗ 
hafteten Martin H. unerläßlich war. Mit Entſcheidung vom 10. Mai 
1896, Z. 6142, behob die Statthalterei in Graz die erſtinſtanzliche Ent⸗ 
ſcheidung über dieſen „eine öffentliche rechtliche Forderung betreffenden 
Recurs“ und ſprach aus, daß die Gemeinde gemäß § 24 des Heimats- 
geſetzes ex 1863 und gemäß S 2 des Geſetzes vom 12. März 1873, 
L. G. u. V. Bl. Nr. 19 zur Zahlung des in Rede ſtehenden Betrages 
verpflichtet ſei. Hiebei wurde der Bezirkshauptmannſchaft bedeutet, daß 
die Anwendung des Hoſkanzleidecretes vom 8. September 1831, Z. 18.000, 
in dieſem ſowie in ähnlichen Fällen nicht zutreffend ſei. 

In dem dagegen eingebrachten Miniſterial⸗Recurſe beſtritt die Ge⸗ 
meinde Hl. D. die öffentlich-rechtliche Natur der Forderung und wendete ein, 
daß die Tragung der gedachten Koſten dem Lande zur Laſt falle. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 
20. Jänner 1897, Z. 27.850 ex 1896, die angefochtene Statthalterei⸗ 


Entſcheidung behoben und ausgeſprochen, „daß die politiſchen Behörden 
zur Entſcheidung im vorliegenden Falle nicht berufen waren, weil es fich 
um einen Erſatzanſpruch handelt, welcher von einer Krankenhaus— 
verw altung für einen zu Gunſten eines Gemeindeangehörigen der 
Gemeinde Hl. D. gemachten und nach 8 5 des Geſetzes vom 12. Februar 
1872, L. G. u. V. Bl. Nr. 19, nicht ſchon aus der Verpflegstaxe zu 
deckenden Aufwand gegen dieſe Gemeinde erhoben wird, die politiſchen 
Behörden aber zur Entſcheidung über derartige Anſprüche im Hinblicke 
auf die Beſtimmung des § 39 des Geſetzes vom 3. December 1863, 
R. G. Bl. Nr. 105, nicht competent erſcheinen“. 


Der Schutzbereich des S 89 St. G. umfaßt auch die im ſtaatlichen 
Betriebe ſtehenden Telephonanſtalten. 


Das Urtheil des Kreisgerichtes in Olmütz vom 
3. 4772 St. G., welches den Johann L. auf die im Sinne des § 89 
St. G. erhobene Anklage nur wegen Uebertretung der boshaften Beſchä— 
digung fremden Eigenthums nach $ 468 St. G. ſtraffällig erklärt, wurde 


aufgehoben. In Erledigung der von der Staatsanwaltſchaft erhobenen 


Nichtigkeitsbeſchwerde fand der Caſſationshof mittelſt Entſcheidung vom 
1. October 1897, Z. 9401, den Angeklagten, welcher Glockeniſolatoren 
der Staatstelephonleitung zwiſchen Frankſtadt und Wieſen durch Stein- 
würfe zerſchlug und dadurch einen 25 fl. nicht überſteigenden Schaden 
anrichtete, des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit nach § 89 
St. G. ſchuldig. 

Gründe: Der erkennende Gerichtshof ging von der Anſchauung 
aus, die Beſtimmung des 8 89 St. G. finde lediglich auf Beſchädi⸗ 
gungen oder Störungen am Staatstelegraphen Anwendung, eine geſetz— 


liche Vorſchrift aber, vermöge welcher das Staatstelephon unter den- 


ſelben ſtrafgerichtlichen Schutz wie der Staatstelegraph geſtellt wäre, 
beſtehe nicht und die analoge Anwendung der Strafbeſtimmung des 
§ 89 St. G. auf das Staatstelephon erſcheine nach Art. IV des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Strafgeſetzbuche ausgeſchloſſen. Dieſe Rechtsan⸗ 
ſchauung wird als rechtsirrthümlich von der Staatsauwaltſchaft mit der 
auf Z. 9a, richtig 10 des § 281 St. P. O. 
ſchwerde mit Recht bekämpft. Denn § 1 der Verorduung des Handels⸗ 
miniſteriums vom 7. October 1887, R. G. Bl. Nr. 116, betreffend die 
Herſtellung von Telephonanlagen im Anſchluſſe an den Staatstelegraphen 
ſpricht aus, daß die derart hergeſtellten Telephonaulagen eine Fort⸗ 
ſetzung des Staatstelegraphen bilden, Eigenthum des Staates ſind und 


den betreffenden Theilnehmern zum Behufe der telephoniſchen Corre-⸗ Pfändungsregiſter oder in die gerichtlichen Acten, zu verſchaffen. Die Gerichte 


ſpondenz gegen Entrichtung beſtimmter Gebühren zur Benützung über⸗ 
laſſen werden. Faßt man hiezu noch die Beſtimmung des § 5 der 
obigen Verordnung näher in's Auge, welche die Zwecke bezeichnet, denen 
die Telephonanlagen zu dienen haben, und wird insbeſondere in Be— 
tracht gezogen, daß die Herſtellung der Telephonanlage, falls ſie, wie 
hier, an eine interurbane Telephonlinie angeſchloſſen iſt, zu telepho⸗ 
niſchem Sprechen auf den interurbanen Linien dient, ſo kann wohl ein 
Zweifel darüber nicht obwalten, daß die Telephonanlage als eine neue 
techniſche Einrichtung dieſelbe Verkehrs- und Zweckbeſtimmung hat, wie 
die im § 89 St. G. genannte Staatstelegraphenanſtalt, daß alſo die 
Telephonanlage lediglich als eine Unterart der Telegraphenanſtalt in 
Betracht kommt.“) Es läßt ſich hienach mit Grund nicht behaupten, 


) Der Vertreter der Generalprocuratur führte in dieſer Beziehung aus: 
„Es iſt der Einrichtung des Telegraphen eigenthumlich, daß er die zu beföbr⸗ 
dernde Nachricht nicht im Original, ſondern in einer Reproduction an den 
Adreſſaten gelangen läßt. Nicht anders verhält es ſich mit dem Telephon. Auch 
hier gelangt der Ton der Stimme des Sprechenden nicht zum Ohre des Hörenden; 
er wird von der ſchwingenden Platte und dem Magnet in elektriſchen Strom 
umgeſetzt, dieſer durchläuft die Leitung und erzeugt an der Ankunſtsſtelle mittelſt 
der ſchwingenden Platte neue, nur ähnliche Töne. Nur ſcheinbar könnte gegen 
die Gleichheit der weſentlichen Einrichtung des Telegraphen und Telephons ein⸗ 
gewendet werden, daß man bei erſterem die zu befördernde Mittheilung in Schrift 
übergibt und von ihr durch Sehen Kenntniß nimmt, während beim Telephon die 
Mittheilung von Ohr zu Ohr übertragen werden kann. Dieſer Unterſchied weicht 
ſofort der Betrachtung, daß es die einfachere Handhabung des Telephons ge⸗ 
ſtattet, den Apparat den Parteien unmittelbar in die Hände zu geben, wodurch 
das Auf- und Niederſchreiben der Mittheilung entfällt, und daß bei der Tele: 
graphie ein in derſelben Geübter lediglich nach dem Tactſchlage des Apparates 
(des Morſeklopfers) die Mittheilung entgegenzunehmen vermag, ohne daß der 
Apparat beim Senden oder Empfangen ein ſichtbares Zeichen hinterläßt. Tele⸗ 
graph und Telephon ſind alſo in ihren Eigenſchaften und Leiſtungen zwar dem 
Grade nach verſchieden, aber gegenüber dem Haupizwecke ihrer Anwendung, dem 
Gedankenaustauſche, beſteht ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen denſelben nicht. 


3. Juni 1897, 


ler = 


geſtützten Nichtigkeitsbe⸗ 


daß die Anwendung der zum Schutze des Staatstelegraphen erluffenen 
Strafbeſtimmung des § 89 St. G. auf die Staatstelephonanlage eine 
nach Artikel IV des Einführungsgeſetzes zum Strafgeſetzbuche unzuläſſige 
Ausdehnung des Strafgeſetzes wäre, und daß es ohne Verletzung des 
erwähnten Artikels unthunlich ſei, nach §S 89 auch Beſchädigungen oder 
Störungen an Staatstelephonanlagen zu behandeln. Dem Geſagten zu⸗ 
folge war der Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft ſtattzugeben, 
das damit angefochtene Urtheil im Ausſpruche über Schuld und Strafe 
als nichtig zu beheben und gemäß § 288, Z. 3 St. P. O. im behobenen 
Theile in der Sache ſelbſt wie oben zu erkennen. 


(Beil. z. V.⸗Bl. d. Juſt.⸗Min.) 


Notizen. 


(Betreffenddie Erfichtlichmachung der im Verwaltungswege 
an gerichtlich gepfändeten Sachen begründeten Pfandrechte im 
Pfändungsregiſter) hat das k. k. Juſtizmmiſterium unterm 30. December 
1897, 3. 30.327, an alle am Executionsvollzug betheiligten Bezirksgerichte Nach: 
ſtehendes verordnet: Um im Pfändungsregiſter die Pfandrechte erſichtlich zu 
machen, die im Verwaltungswege an gerichtlich gepfändeten beweglichen Sachen 
begründet werden (8 254, Abſ. 3 E. 8). hat das k. k. Finanzminiſterium im 
Einvernehmen mit dem Juſtizminiſterium mit dem Erlaſſe vom 23. December 
1897, 3. 58.418, die politiſchen Executionsbehörden angewieſen, alle im admini⸗ 
ſtrativen Wege aufgenommenen Pfändungsprotokolle in Urſchrift ſofort nach 
ihrer Aufnahme dem zuſtändigen Executionsgericht zur Einſicht zu überſenden. 
Die Gerichte werden angewieſen, dieſe Pfändungsprotokolle unverzüglich mit den 
Eintragungen im Pfändungsregiſter zu vergleichen und, falls die im Verwaltung: 


wege gepfändeten Sachen bereits gerichtlich gepfändet ſind, bei der betreffenden 


Eintragung im Pfändungsregiſter, auf die Pfandrechte, die im Verwaltungswege 
an den nämlichen Sachen begründet ſind, zu verweiſen. Zu diefem Zwecke ſind in 
der für Bemerkungen beſtimmten Spalte des Pfändungsregiſters (§ 259, Abſ. 4 G. O.) 
der Name der politiſchen Executionsbehörde, Datum und Zahl des Pfändungs⸗ 
protokolles und die Höhe des Anſpruches in abgekürzter Faſſung anzugeben, 
3. B. „Bezirkshauptmanuſchaft Baden, 30. Jänner 1898, 3. 1507, 25 fl. 80 kr.“ 
Auf dem Protokolle über die adminiſtrative Pfändung iſt bei Gericht mit Tinte 
oder mittelſt Stampiglie der Vermerk „Gerichtliche Pfändung“ anzubringen und 
ſodann das Protokoll ohne weitere Mittheilung der politiſchen Executionsbehörde 
unverzüglich zurückzuſenden. Erſcheinen hingegen die im adminiſtrativen Wege 
gepfändeten Sachen noch nicht gerichtlich gepfändet, ſo entfällt jede Eintragung 
im Pfändungsregiſter, ſowie jeder andere Vermerk und es iſt das Pfändungs⸗ 
protokoll ohne irgend welche begleitende Mittheilung unverzüglich der politiſchen 
Executionsbehörde zurückzuſtellen. Alle weiteren ihnen etwa nöthigen Auskünfte 
aus dem Pfändungsregiſter oder aus deu gerichtlichen Executionsacten haben ſich 
die politiſchen Erecutionsbehörden ſelbſt, durch unmittelbare Einſichtnahme in das 


ſind zur Ertheilung von Auskünften im ſchriftlichen Wege oder durch Anfertigung 
und Ueberſendung von Protokollsabſchriften nicht verpflichtet. 


(Eine ſüdafrikaniſche Städteordnung.) Johannesburg, die be 
kannte Goldſtadt der aufſtrebenden ſüdafrikaniſchen Republik, ſoll eine neue 
Gemeindeverfaſſung erhalten. Es wird auch für hieſige Leſer von Intereſſe ſein, 
Kenntniß zu erhalten, wie ſich die Grundſätze der communalen Selbſtverwaltung 
in der Uebertragung auf die Verhältniſſe des fernen Südens ausnehmen. Dabei 
muß man eingedenk bleiben, daß die Bevölkerung ſich dort aus drei Elementen 
zufammenfeßt: aus den Boeren holländiſch⸗franzöſiſcher Abkunft, die die eigent⸗ 
liche Stammbevölkerung, die ſeßhaften Bürger des Staates ſind; aus den 
Fremden, insbeſondere Engländern und Amerikanern, aber auch zahlreichen 
Deutſchen, die nur vorübergehend in's Land kommen, um von der Ausbeute der 
Goldfelder ihren Antheil einzuheimſen und dann wieder ihres Weges zu ziehen; 
endlich aus den eingeborenen ſchwarzen Stämmen, die als Minenarbeiter eine 
wichtige Rolle ſpielen, in politiſcher Beziehung aber ſelbſtverſtändlich nicht in 
Betracht kommen. Die Zahl der Fremden, die zu dauerndem Aufenthalte als 
Beamte, Gewerbetreibende, Profeſſioniſten ꝛc. ſich in der Republik niedergelaſſen 
haben, iſt verhältnißmäßig nicht groß; ihnen ſteht das Recht zu, im Wege der 
Naturaliſirung das Bürgerrecht der Republik zu erwerben. Das active Gemeinde⸗ 
wahlrecht foll nach dem neuen Geſetze zuſtehen den weißen Einwohnern der Stadt 
männlichen Geſchlechts, die volljährig ſind und mindeſtens drei Monate vor der 
Wahl ſich zu dauerndem Aufenthalt im Stadtgebiet niedergelaſſen haben, ſoweit 


Das Charakteriſtiſche des Telegraphen, daß derſelbe eine Nachrichtenbeförderung 
dadurch ermöglicht, daß der an einem Orte zum ſinnlichen Ausdrucke gebrachte 
Gedanke an einem anderen, entfernten Orte wahrnehmbar wieder erzeugt wird, 
ohne daß der Transport eines Gegenſtandes mit der Nachricht erfolgt, trifft alfo 
auch beim Telephon zu. Mittel und Art dieſer Wiedererzeugung kommen nicht 
in Betracht. Staatstelephon iſt alſo Staatstelegraph im ſtrafrechtlichen Sinne.“ 
(Vergl. Scheffler: Zur Beſtimmung des Begriffs „Telegraphie“, „Gerichts⸗ 
ſaal“, 1884, S. 481; Derſelbe: Das Recht der Verkehrs⸗ und Transportanſtalten, 
„Gerichtssaal“, 1888, S. 130; Meili, Das Telephonrecht, Leipzig 1885; Fuld, 
Telegraphen⸗, Telephon⸗ u. Rohrpoſtanſtalt, „Gerichtsſaal“, 1884, S. 202; Hälſch⸗ 
ner, Strafrecht, S. 650; Liszt, S. 518; Hugo Meyer, S. 917; Olshauſen, 
S. 1289. Auch das deutſche Reichsgericht ſtellt Fernſprechanſtalten dem Telegraphen 
gleich (ſo insbeſondere in Entſcheidung vom 28. Februar 1889). 


ſie entweder: a) ſtimmberechtigte Bürger der Republik find, oder b) Grund⸗ oder 
Hausbeſitz im Werthe von mindeſtens 2 100 haben, oder c) eine Haus⸗, Zimmer: 
oder Bureaumiethe von jährlich mindeſtens & 50 zahlen. Das paſſive Wahlrecht 
dagegen iſt beſchränkt auf volljährige weiße Einwohner männlichen Geſchlechts, 
die mindeſtens ſeit drei Monaten vor der Wahl im Stadtbezirk in der Abſicht 
dauernden Aufenthaltes ſich niedergelaſſen haben und Eigenthümer oder Pächter 
von Haus: oder Grundbeſitz im Werthe von mindeſtens & 200 find. Von der 
Wahlbarkeit zur Gemeindevertretung ſind ausgeſchloſſen alle Staatsbeamten, 
alle ſtädtiſchen Beamten, gleichviel ob ſie ein feſtes Gehalt beziehen oder nicht. 
Mindeſtens die Hälfte der Mitglieder der Gemeindevertretung muß ferner aus 
ſtimmberechtigten Bürgern der Republik beſtehen. Die Gemeindevertretung führt 
den Titel „Stadtrath“ und zählt 24 Mitglieder — je zwei für jeden der alten 
12 Stadttheile. Den Vorſitz im Stadtrath führt der „Bürgermeiſter“, der vom 
Präſidenten der Republik auf eine fünfjährige Amtsperiode, jedoch unter Vor⸗ 
behalt jederzeitiger Entlaſſung, ernannt und aus der Staatscafſe beſoldet wird; 
er muß ſtimmberechtigter Bürger der Republik ſein und darf keinen Nebenberuf 
haben. In ſeiner Amtsführung wird der Bürgermeiſter von zwei Schöffen unter⸗ 
ſtützt, die der Stadtrath aus ſeiner Mitte wählt. Bürgermeiſter und Schöffen 
üben die Executive aus. Die ſonſtigen ſtädtiſchen Beamten werden vom Stadt⸗ 
rath gewählt; ſoweit ſie polizeiliche Functionen auszuüben haben, bedürfen ſie 
der Beſtätigung durch den vollziehenden Rath der Republik. Die Mitglieder des 
Stadtrathes dürfen in Proceſſen, bei denen die Stadt betheiligt iſt, nicht als 
Vertreter oder Rechtsbeiſtände auftreten, und ebenfo dürfen ſie direct oder indirect 
bei der Verpachtung ſtädtiſchen Eigenthums ſich nicht betheiligen oder aus irgend 
einem Grunde Einkuͤnfte aus der Stadtcaſſe beziehen. Bei allen öffentlichen Aus⸗ 
ſchreibungen werden die eingegangenen Offerte in öffentlicher Sitzung des Stadt⸗ 
rathes eröffnet. Bei Zuwiderhandlung gegen dieſe Beſtimmungen hat der Stadt⸗ 
rath das betreffende Mitglied ſofort, bis zur Aburtheilung durch das zuſtändige 
Gericht, vom Amte zu ſuspendiren. Eine Beſoldung oder Vergütung beziehen die 


Mitglieder des Stadtrathes nicht, ſofern ihnen nicht beſondere Dienſtleiſtungen 


gegen eine vom Stadtrathe feſtzuſetzende Vergütung übertragen werden. Die 
Mandatsdauer der Mitglieder des Stadtrathes beträgt zwei Jahre mit der Maß⸗ 
gabe, daß in jedem Jahre nach einer durch das Los feſtgeſtellten Reihenfolge die 
Erneuerung zur Hälfte ſtattfindet. Die regelmäßigen Ergänzungswahlen finden 
am erſten Mittwoch im November ſtatt. Außerordentliche Erſatzwahlen zur Aus⸗ 


füllung von Lücken, die durch Tod, Mandatsniederlegung oder aus anderen Gründen 


entſtanden ſind, müſſen innerhalb zwei Monaten nach Eintritt der Vacanz vorge⸗ 
nommen werden. Den Wahltermin beſtimmen Bürgermeiſter und Schöffen. Die 
Wahl iſt eine geheime und wird durch Abgabe verſchloſſener Stimmzettel vollzogen. 
Die Mehrheit der Stimmen entſcheidet, bei Stimmengleichheit das Los. Als ge: 
wählt kann jedoch nur erklärt werden, wer mindeſtens 50 Stimmen auf ſich ver: 
einigt hat. Die Gewählten haben ſich innerhalb 15 Tagen, nachdem ihnen das 
Wahlreſultat durch den Stadtſecretär mitgetheilt iſt, über die Annahme der Wahl zu 
erklären. Nichterklärung binnen dieſer Friſt gilt als Ablehnung. Der Stadtrath prüft 
die Legitimation ſeiner Mitglieder und entſcheidet über die Giltigkeit der vollzogenen 
Wahlen, vorbehaltlich der Berufung an den oberſten Gerichtshof der Republik. 
Die Sitzungen des Stadtrathes finden mindeſtens einmal monatlich nach Maß⸗ 
gabe der von demſelben zu erlaſſenden Geſchäftsordnung ſtatt; außerordentliche 
Sitzungen kann der Bürgermeiſter nach Bedarf einberufen. Die Verfammlungen 
finden öffentlich ſtatt, ſofern nicht durch Mehrheitsbeſchluß oder durch Beſtimmung 
des Bürgermeiſters der Ausſchluß der Oeffentlichkeit angeordnet wird. Die Ent⸗ 
ſcheidung über die Zulaſſung der neugewählten Mitglieder, die Feſtſtellung des 
Etats, die Einführung, Abänderung oder Aufhebung von Steuern, die Auf⸗ 
nahme von Anleihen, die Verfügung über ſtädtiſches Eigenthum, die freihändige 
Vermiethung oder Verpachtung desſelben, ſowie die freihändige Vergebung von 
Arbeiten und Lieferungen dürfen in geheimer Sitzung zwar vorbereitet und 
diseutirt, aber nicht endgiltig beſchloſſen werden. Ueber den Inhalt der Ver⸗ 
handlungen iſt Protokoll in holländiſcher Sprache zu führen. Der Stadtrath iſt 
beſchlußfähig, wenn ein Mitglied über die Hälfte in der Sitzung anweſend iſt. 
Hat eine Sitzung wegen mangelnder Beſchlußfähigkeit abgebrochen werden 
müſſen, ſo iſt die zur Erledigung der Geſchäfte berufene zweite Verſammlung 
ſchon bei Anweſenheit von neun Mitgliedern beſchlußfähig. Die Beſchlüſſe werden 
nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit findet in der nächſten 
Sitzung eine wiederholte Abſtimmung ſtatt; ergibt auch dieſe Stimmengleichheit, 
fo gilt der Antrag als abgelehnt. Die Abſtimmungen finden in der Regel 
mündlich ſtatt; nur bei Wahlen und Wahlvorſchlägen kann der Stadtrath be⸗ 
ſchließen, mit geſchloſſenen Stimmzetteln, die mit Namensunterſchrift zu verſehen 
ſind, abzuſtimmen. Im Uebrigen ſetzt der Stadtrath ſelbſt feine Geſchäftsordnung 
feſt, die jedoch der Beſtätigung durch den vollziehenden Rath der Republik 
bedarf, Kein Mitglied des Stadtrathes darf wegen feiner Abſtimmungen oder 
Meinungsäußerungen ſtrafrechtlich verfolgt werden. Die Einkünfte der Stadt⸗ 
gemeinde beſtehen in der Platz und Hausſteuer, die 3 d von & 1 des Tar: 
werthes nicht überſteigen darf, in den Revenüen des ſtädtiſchen Eigenthums und 
in Conceſſionsgebühren für Fuhrwerke, Theater und Marktſtände. Weitere 
Steuern und Abgaben kann der Stadtrath nur mit Genehmigung des Volksraads 
einführen. („Deutſche Gem.⸗Itg.“) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den geheimen Rath Alfred Fürſten v. Montenuovo 
zu Allerhöchſtihrem 2. Oberſthofmeiſter ernannt. N 

Se Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Miniſterial⸗Secretär Dr. Ladislaus Szalay zum Sectionsrathe, forte 
die Miniſterial⸗Concipiſten Dr. Aurel Czilchert Mayr und Leopold Freiherrn 
v. Egger zu Miniſterial⸗Secretären im Reichs⸗Finanzminiſterium ernannt und 
dem Rechnungsofficial 1. Cl. Carl Riemer den Titel und Charakter eines Rech⸗ 
nungsrathes verliehen. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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Se. Majeſtät haben den Finanzrath Joſef Cunät zum Oberfmanzrathe 
der Finanz⸗Landes⸗Direction in Prag ernannt. ; 

Se. Majeſtät baben den Finanzrath Dr. Alexander Balko zum Ober 
Finanzrathe der Finanzprocuratur in Lemberg ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Landesregierungsrathe Wilhelm Pompe in 
Czernowitz den Orden der eiſernen Krone 3. Cl. taxfrei verliehen. 1 

Se. Majeſtät haben dem Hofſecretär des Verwaltungs⸗Gerichtshofes Dr. Joſe 
Pawlitza das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens verliehen. 2 Sa 

Se. Majeftät haben dem mit Titel und Charakter eines Regierungsrathes 
bekleideten Oberinſpector des Poſtſparcaſſenamtes Joh Schön tarfrei den Orden 
der eiſernen Krone 3. Cl. verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Caſſier der Poſtdirections⸗Caſſe in Wien Poſt⸗ 
controlor Raimund Kicker anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Hauptcaſſiers verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberhüttenverwalter in Ebenſee Joſef Wallner 
den Titel und Charakter eines Bergrathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Salzamtsverwalter Alexander v. Repczynsti 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Salzoberamtsver⸗ 
walters verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Rechnungsofficiale 2. Cl. Victor Göbl 
und Julius Kuntſchik zu Rechnungsofficialen 1. Cl. ernannt. 

Der Reichs-Finanzminiſter hat den Regierungs⸗Concipiſten der bosniſch⸗herce⸗ 
goviniſchen Landesverwaltung Dr. Paul Robert Kuh zum Miniſterial-Concipiſten 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthalterei⸗Secretär Dr. Joſef Bla ha zum Bezirkshauptmann und den Bezirks⸗ 
commiſſär Joſef Hirſch zum Statthalterei⸗Secretär ernannt. 

Der Miniſter⸗Präſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Rudolf Freiherrn Myrbach v. Rheinfeld zum Landes⸗ 
regierungs⸗Secretär in Kärnten ernannt. 

1 Der Finanzminiſter hat den Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten bei der nieder⸗ 
öſterreichiſchen Finanzprocuratur Franz Martin zum Hilfsämter⸗Director ernannt. 
„Der Handelsminiſter hat den nautiſchen Adjuncten Bernhard Jülg zum 
nautiſchen Inſpector und den Haſenlieutenant Markus Niſeteo zum nautiſchen 
Adjuncten bei der Seebehörde in Trieſt ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsrathsſtelle in der 8. R.⸗Cl., event. Rechnungs revi⸗ 
dentenſtelle in der 9., dann zwei Rechnungsofficialsſtellen in der 10. 
und zwei Rechnungsaſſiſtentenſtellen in der 11. R.⸗Cl. bei der k. k. Statt⸗ 
halterei in Prag bis Ende Jänner (Amtsbl. Nr. 4). 

Proviſoriſche Bauadjunctenſtelle im tirol.-vorarlb. Staatsbaudienſte 
bis Ende Jänner (Amtsbl. Nr. 6). 

Bezirkscommiſſärs ſtelle in der 9. R.⸗Cl., event. Statthalterei⸗ 
concipiſtenſtelle in der 10. R. Cl., ſowie mehrere Conceptspraktikanten⸗ 
ſtellen mit je 600 fl., bezw. 500 fl. Adjutum bei der politiſchen Verwaltung in 
Dalmatien bis 27. Jänner (Amtsbl. Nr. 6). 

Ingenieursſtelle mit der 9. R⸗Cl. und event. Bauadjunctenſtelle 
mit der 10. R.⸗Cl. und zwei Baupraktikantenſtellen mit 600 fl., reſp. 500 fl. 
Adjutum jährlich beim Staatsbaudienſte in Dalmatien bis 27. Jänner (Amtsbl. Nr. 6). 

Liquidatorsſtelle in der 8. Cl. mit 300 fl. Activitätszulage und Na⸗ 
turalwohnung, event. Hauptcaſſiers-, event. Secretärsſtelle mit der 8. Cl. 
gegen Caution beim k. k. Verſatzamte in Wien bis 25. Jänner (Amtsbl. Nr. 8). 

Kanzliſtenſtelle bei den k. k. alpinen Salinenverwaltungen mit der 
11. R.⸗Cl., Holz-, Salz: und Kohlenbezug und Naturalquartier gegen Caution 
bis Mitte Februar (Amtsblatt Nr. 11). 

Evidenzhaltungs-Beamtenſtelle 
Mitte Februar (Amtsbl. Nr. 11). 

Proviſoriſche Bezirkscommiſſärsſtelle und eine proviſoriſche Statt 
halterei-Concipiſtenſtelle bei der politiſchen Verwaltung im Kuͤſtenlande 
bis Ende Jänner (Amtsbl. Nr. 12). 


beim Grundſteuercataſter bis 


— —— ' .. ... . . —— ——— 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſanunt 
den Erkeuntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 5 und 6 der Erkenntniſſe 1897. 
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e 
Dieſer Nummer liegt der Titel, das Inhalts⸗ 
Verzeichniß und das alphabetiſche Sachregiſter zum 
dreißigſten Jahrgange (1897) dieſer Zeitſchrift bei. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


